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FuE- Programm 

"Mikrosystemtechnik"  

des Freistaates Bayern 

P r o g r a m m b e s c h r e i b u n g 

Der Freistaat Bayern fördert im Rahmen der folgenden Programmbeschreibung und nach 

Maßgabe der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen - insbesondere der Art. 23 

und 44 BayHO und der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften - Forschung und Ent-

wicklung auf dem Gebiet der Mikrosystemtechnik. Die Förderung erfolgt ohne Rechtsan-

spruch im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

1. Zweck der Förderung 

Die Förderung soll Unternehmen Forschungs- und Entwicklungsarbeiten auf dem 

Gebiet der Mikrosystemtechnik (MST) ermöglichen und die Umsetzung der Mikro-

systemtechnik in neue Produkte beschleunigen. 

2. Gegenstand der Förderung 

Förderfähig sind Vorhaben zur Lösung firmenübergreifender FuE-Aufgaben. Die 

FuE-Vorhaben müssen in enger Zusammenarbeit von mehreren Unternehmen bzw. 

von Unternehmen und Forschungsinstituten gelöst werden (Verbundvorhaben). 

Es sind folgende Projektvarianten vorgesehen: 

– FuE-Verbundprojekte zwischen MST-Herstellern und einem oder mehreren indus-

triellen Partnern, welche die gemeinsam zu entwickelnden MST-Bauteile als funk-

tionsbestimmende Bestandteile für eine System- bzw. Geräteentwicklung einset-

zen. 

– FuE-Verbundprojekte zur Entwicklung von MST-Bauelementen als solche sowie 

von Basistechnologien für MST-Bauteile, sofern es sich dabei um Bauteile han-

delt, die ein weites Anwendungsspektrum haben und Voraussetzung für die Ent-
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wicklung von Geräten bei einer Vielzahl industrieller Anwender in Bayern sind, 

ebenso von Basistechnologien für solche Bauteile, die durch Förderung des Bun-

des oder der Europäischen Union noch nicht entwickelt wurden, aber für bayeri-

sche Unternehmen bedeutend sind. 

– FuE- Verbundprojekte zu Geräteentwicklungen, bei denen MST-Bauteile funk-

tionsbestimmend sind. 

3. Förderinhalte des Programms 

3.1. Für Hersteller und Anwender von Bauteilen der Mikrosystemtechnik: 

– Miniaturisierte Sensoren und Aktoren, 

– Mikrooptische Bauelemente und Systeme, 

– Mikromechanische Bauteile, 

– integrierte Mikrosysteme, 

– Einsatz von Technologien der Mikroelektronik zur Qualitätserhöhung und Steige-

rung der Funktionalität. 

Dies umfasst insbesondere folgende FuE- Arbeitsgebiete: 

 Simulation und Entwurf von mikrosystemtechnischen Bauteilen, 

 Miniaturisierungstechnologien, 

 Modellierung von Teilkomponenten, 

 Konzeption und Entwicklung der integrierten Auswerteelektronik, 

 Aufbau und Verbindungstechnik, 

 Test- und Qualitätssicherungsverfahren. 

3.2. Für Anwender von MST- Bauelementen, sofern die mittels Mikrostrukturierung 

entwickelten Bauteile funktionsbestimmend sind: 

– Entwicklung von Geräten, Baugruppen und Bauteilen, 

– Auswerteelektronik, 

– Steuerungs- und Regelungskonzepte und -programme, 

– Bussystem-, Architektur-, Interface- und Gehäuseentwicklung, 

– Funktions- und Einsatztests sowie Versuche. 
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4. Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind rechtlich selbständige Unternehmen der gewerblichen Wirt-

schaft sowie Angehörige der freien Berufe mit Sitz oder Niederlassung im Freistaat 

Bayern, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen sowie Mitglieder oder Einrich-

tungen staatlicher bayerischer Universitäten und Professoren an staatlichen bayeri-

schen Fachhochschulen, die zur Durchführung von FuE-Vorhaben berechtigt sind. 

5. Zuwendungsvoraussetzungen 

– Die Durchführung der Vorhaben muss mit erheblichem technischem und wirt-

schaftlichem Risiko verbunden sein. 

– Die Vorhaben müssen durch hohen Innovationsgehalt gekennzeichnet sein, d.h. 

die zu entwickelnden Produkte und Verfahren müssen in ihren Eigenschaften über 

den Stand von Wissenschaft und Technik hinausgehen. 

– Die Vorhaben müssen in seinen wesentlichen Teilen im Freistaat Bayern durchge-

führt werden. 

– An einem Verbundvorhaben sollen mindestens zwei Unternehmen, davon mindes-

tens ein mittelständisches Unternehmen und ggf. eine Hochschule bzw. außeruni-

versitäre Forschungseinrichtung beteiligt sein. 

– Die Antragsteller eines Verbundvorhabens sollen bereits über spezifische For-

schungs- und Entwicklungskapazitäten und -erfahrungen verfügen. 

– Antragsteller aus der gewerblichen Wirtschaft müssen für die Finanzierung in ge-

eignetem Umfang auch Eigen- oder Fremdmittel einsetzen, die nicht durch andere 

öffentliche Finanzierungshilfen ersetzt oder verbilligt werden. 

– Nicht gefördert werden Vorhaben, die vor Eingang eines prüffähigen Antrags bei 

der zuständigen Stelle bereits begonnen wurden oder im Rahmen anderer techno-

logieorientierter Programme des Bundes, der Länder oder der EG gefördert oder 

im Auftrag von nicht am jeweiligen Verbundvorhaben beteiligten Dritten durchge-

führt werden. 

– Große Unternehmen haben mit Antragstellung die von einer Förderung ausge-

henden Anreizeffekte gemäß FuEuI- Gemeinschaftsrahmen der EU (Amtsblatt Nr. 

C323 vom 30.12.2006) nachzuweisen, zum Beispiel Erhöhung des Projektumfan-
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ges, Erhöhung der Projektreichweite, Beschleunigung des Vorhabens oder Auf-

stockung der Gesamtaufwendungen für Forschung, Entwicklung und Innovation. 

6. Art und Umfang der Förderung 

– Die Förderung der Verbundprojekte erfolgt durch Zuschüsse im Rahmen einer 

Projektförderung. 

– Die staatliche Förderung für Aufwendungen, die bei einem am Verbundvorhaben  

beteiligten Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft anfallen, beträgt bis zu 50 % 

der zuwendungsfähigen Kosten. 

– Zuwendungsfähig sind Personalkosten, Materialkosten, Raumkosten, Kosten für 

Fremdleistungen, Reisekosten und Sondereinzelkosten (zeit- und vorhabensantei-

lig), soweit sie für die Durchführung des Vorhabens erforderlich sind. Bei außer-

universitären Forschungseinrichtungen sowie Mitgliedern und Einrichtungen von 

Hochschulen können entsprechende Sondereinzelkosten auch darüber hinausge-

hend gefördert werden. 

– Bei Mitgliedern und Einrichtungen von Hochschulen sowie bei außeruniversitären 

Forschungseinrichtungen erfolgt die Zuwendung auf Ausgabenbasis. 

– Bei sonstigen Antragsberechtigten werden Personal- und Reisekosten pauscha-

liert. Es können je nachgewiesenem Personenmonat (entspricht 160 Stunden bei 

stundenweiser Aufzeichnung) für eigenes festangestelltes Personal folgende Pau-

schalen in Ansatz gebracht werden: 

o Dipl.-Ing., Physiker, Chemiker u.a. 8.000 € 

o Techniker, Meister u.a. 5.800 € 

o Facharbeiter 4.000 € 

Mit den Pauschalen sind die Personaleinzelkosten, die Personalnebenkosten, die 

Gemeinkosten sowie die Reisekosten abgedeckt. 

– Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Gemeinschaftsrahmens für staatliche 

Beihilfen für Forschung, Entwicklung und Innovation vom 30.12.2006 (Amtsblatt 

der Europäischen Union, 2006/C 323/01) 

7. Verfahren 

– Bewilligungsbehörde ist das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Infra-

struktur, Verkehr und  Technologie, München. 
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– Projektträger ist die VDI/VDE Innovation und Technik GmbH, Geschäftsstelle 

München, Heimeranstraße 37, 80339 München, Tel.: 089/ 51 089 63- 0, Fax: 089/ 

51 089 63-19, E-Mail: vdivde-it@vdivde-it.de, Internet: www.mst-bayern.de 

– Anträge auf Gewährung von Zuwendungen für Verbundprojekte sind an den Pro-

jektträger zu richten. 

– Der Projektträger übernimmt namens und im Auftrag des Freistaates Bayern die 

Prüfung der Anträge, gibt unter Einschaltung von Fachgutachtern eine Empfeh-

lung für die Förderentscheidung ab und führt die Abwicklung der Förderung, die 

Bearbeitung der Zahlungsanforderungen, die Vorprüfung der Zwischen- und Ver-

wendungsnachweise sowie die Abwicklung des Schriftverkehrs mit den Unter-

nehmen durch. Der Projektträger ist berechtigt, Erklärungen zu den Anträgen und 

zur Abwicklung der Förderung bei den Zuwendungsempfängern einzuholen. Der 

Projektträger ist zur Vertraulichkeit verpflichtet. 

– Die Bewilligungsbehörde zahlt die Fördermittel aus und übernimmt die abschlie-

ßende Prüfung der Verwendungsnachweise. 

 

München, den 28. Mai 2009 


